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Die Bundesfinanzakademie
hat seit 1993 ihren Sitz in
Brühl bei Köln. Sie dient u.a.
der Fortbildung von Beamtin-
nen und Beamten des höhe-
ren Dienstes der Steuerver-
waltungen im Bund und in
den Ländern. Zur Akademie
gehört seit 1961 die Finanz-
geschichtliche Sammlung –
das einzige Steuermuseum
Deutschlands. 

Der Staatssekretär beim
Bundesminister der Finanzen,

Dr. Axel Nawrath (Mitte), verab-
schiedete den Präsidenten der

Bundesfinanzakademie Dr. Det-
lef Roland (re.) am 25. April
2008 in den Ruhestand und

führte gleichzeitig Ministerial-
dirigent Karl Wilhelm Christ-

mann (li.) als neuen Präsidenten
in sein Amt ein.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Tarifverhandlungen für den Bereich Bund und Kommunen sind erfolg-
reich abgeschlossen worden. Das Gesamtpaket steht. 50 € Sockel, 3,1 % Er-
höhung ab 1. Januar 2008. Ab dem 1. Januar 2009 eine weitere Steigerung

um 2,8 %. Darüber hinaus wird im Januar 2009 eine Einmalzahlung i. H. von 225 € gezahlt. Dies ist
ein respektables Ergebnis, das im Tarifbereich erst mit massiven Warnstreiks durchgesetzt werden
konnte. 

Jetzt dringen wir auf die Nagelprobe, nämlich die gleiche Erhöhung für die Bundesbeamten. Der
Bundesinnenminister und die Regierungsfraktionen haben einen Gleichklang im Grundsatz zuge-
sagt. Dies ist auch unsere Grundposition. Wir erwarten, dass das Bundesbesoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetz zügig verabschiedet wird, denn es geht um Gerechtigkeit und auch um die
Glaubwürdigkeit der Politik.

Die Glaubwürdigkeit der Politik steht auch in einem weiteren Bereich auf dem Prüfstand. Der CSU-
Vorsitzende und Bayerische Finanzminister Erwin Huber hat Recht, wenn er für die Arbeitnehmer
fordert, mehr Netto vom Brutto in der Tasche zu be halten. Die Steuerbelastung der Arbeitnehmer
hat sich durch die schleichende Progression deutlich erhöht. Die öffentlichen Haushalte haben sich
Dank der über Plan liegenden Steuereinnahmen erholt, so dass mindestens eine Korrektur der
Pendlerpauschale angesagt ist. Die DSTG fordert seit langem, die gesetzgeberische Fehlentschei-
dung zurückzunehmen und wieder ab dem 1. Kilometer die Pendlerpauschale anzusetzen. 

Erwin Huber hat wiederum Recht, wenn er argumentiert, die notwendige Fahrt zur Arbeit sei etwas
anderes, als eine Fahrt zum Golfplatz. Die Betroffenen fahren nicht zur „Gaudi“ zu ihrem Arbeits-
platz sondern zum Broterwerb und zur Erzielung von Ein nah men. Es geht hier ganz klar um Wer-
bungskosten und nicht, wie der Bundes fi nanz mi nis ter sagt, um eine Subvention, die nur abgezogen
wird „wie Werbungskosten“. 

Erwin Huber hat auch Recht, wenn er sagt, die Politik sollte in diesem Punkt nicht auf die Entschei-
dung des Verfassungsgerichts warten und sich zu einer Korrektur zwingen lassen sondern jetzt poli-
tisch entscheiden. Zur Begründung für die Streichung der ersten 20 km dienten die notleidenden
Haushalte. Dieser Ansatz ist heute obsolet. Die Steuereinnahmen liegen über Plan. Bei der Rücknah-
me geht es daher auch nicht um einen Gesichtsverlust des Bundesfinanzministers, denn die Rah-
menbedingungen von damals haben sich geändert, so dass er heute generös das Gesetz korrigieren
könnte. 

Es zeugt eher von einem Stück Ignoranz, den Bundesfinanzhof als oberstes Finanzgericht beiseite
zu schieben und abfällig zu sagen „Was interessiert mich der Beschluss aus München?“ 

Auch hier muss sich politische Glaubwürdigkeit beweisen.

Wir erinnern uns: unmittelbar nach dem Hamburger SPD-Parteitag war es der Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion, Peter Struck, der für seine Fraktion forderte, die Pendlerpauschale wieder ab
dem 1 km zu gewähren. Damals winkte Erwin Huber ab. Heute befürwortet der CSU-Politiker ange-
sichts der besseren Kassenlage eine Korrektur. Ist die SPD etwa jetzt nur deshalb dagegen, weil die
Forderung nun von Erwin Huber kommt? Für solch ein taktisches Spiel hätten die Betroffenen sicher
kein Verständnis – übrigens auch nicht die Kolleginnen und Kollegen der Steuerverwaltung. 

In den Finanzämtern stapeln sich Einsprüche, trotz Vorläufigkeitsvermerk. Tausende von Anträgen
auf Aussetzung der Vollziehung sind zu bearbeiten. Unnötige Zusatzarbeiten sind das, die vermie-
den werden könnten, wenn die Politik rasch handeln würde. Der erste Schritt müsste darin beste-
hen, in den vorläufigen Steuerbescheiden die Pendlerpauschale ab dem 1 km zu gewähren. Dies
wäre sofort ohne Gesetzeskorrektur möglich. Als zweite vordringliche Maßnahme müsste das Ein-
kommensteuergesetz angepasst werden. Beide Korrekturen würden von den Betroffenen honoriert,
gleichgültig von welcher Partei die Idee dafür kommt.

Die DSTG macht klar: Nicht mehr reden sondern handeln!

Mit kollegialen Grüßen
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an die Betreuung der Petersber-
ger-Steuerreformkommission,
die zwar damals zu keiner gro-
ßen Steuerreform geführt habe.
Viele der damals entwickelten
Bausteine würden auch heute
noch in den verschiedenen
Steueränderungsgesetzen
sichtbar. Voller Stolz zeigte er
die positive Entwicklung der
Bundesfinanzakademie auf und
ging auf den Umzug von Sieg-
burg nach Brühl ein und dankte
in diesem Zusammenhang
Staats sekretär Nawrath für die
Zusicherung, dass der Standort
Brühl für die Bundesfinanzaka-
demie beibehalten werde. 

Karl-Wilhelm Christmann als
der neue Präsident freute sich,
das wohlbestellte Haus nun als
Präsident führen zu können. Er
übernehme die Position gerne,
weil sie ihn an den Anfang sei-
ner Berufslaufbahn zurückbrin-
ge. Christmann begann seine
Laufbahn bei der OFD Köln und
wurde, wie alle Steuerbeamten,
an der Bundesfinanzakademie
ausgebildet – jetzt kehrt er als
deren Präsident zurück. Bei die-
ser schönen Aufgabe könne er
sein breites Fachwissen als
Unterabteilungsleiter auf den
verschiedensten Gebieten des
Steuerrechts jetzt dem Füh-
rungsnachwuchs der Steuerver-
waltung weitergeben. 

Die Redner gingen in der Feier-
stunde auch auf die Aufgaben
der Bundesfinanzakademie ein.
Kernauftrag der Bundesfinanz-
akademie ist nach dem Steuer-
beamtenausbildungsgesetz die
bundeseinheitliche Aus- und
Fortbildung von Beamtinnen
und Beamten des höheren Dien-
stes der Steuerverwaltungen

DSTG – Deutsche Steuer-Gewerkschaft
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Am 25. April 2008 wurde in einer
Feierstunde der Präsident der
Bundesfinanzakademie 
Dr. Detlef Roland durch den
Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Finanzen, Dr. Axel
Nawrath, in den Ruhestand ver-
abschiedet. Staatssekretär Naw-
rath würdigte dabei den Einsatz
und die Leistung des scheiden-
den Präsidenten, der als profun-
der Steuerrechtler den guten Ruf
der Bundesfinanzakademie wei-
ter ausgebaut habe. Dr. Detlef

Staffelstab in der Bundesfinanzakademie weitergereicht

Präsident Dr. Roland 
verabschiedet
Präsident Christmann in neues Amt eingeführt

> Staatssekretärin 
Cora-Jeanette Hermenau

Roland arbeitete im Bundesfi-
nanzministerium, war zeitweise
für die FDP-Fraktion als Finanzre-
ferent im Einsatz, befasste sich
mit Aufgaben der Koordinierung
und Steuerung der Steuergesetz-
gebung, betreute die Petersber-
ger-Steuerreformkommission
und wurde schließlich Präsident
der Bun desfinanz aka demie in
Brühl. Auf allen diesen Tätigkeits-
feldern bescheinigte ihm Staats-
sekretär Nawrath besondere
Leistungen. 

Die Bundesfinanzakademie ist
eine Einrichtung des Bundes,
bildet aber überwiegend die
Führungskräfte der Landessteu-
erverwaltungen aus. Die Bun -
desfinanzakademie ist somit
wichtiger Dienstleister für die
Landessteuerverwaltungen. Als
Vertreterin der Finanzminister-
konferenz verabschiedete die
Staatssekretärin im Niedersäch-
sischen Finanzministerium Co-
ra-Jeanette Hermenau den Prä-
sidenten Dr. Roland. Sie ging
auf die Bedeutung der Bundes-
finanzakademie für die Füh-
rungskräfte der Steuerverwal-
tung der Länder ein und er-
innerte dabei, dass sie zu Be-
ginn ihrer Berufslaufbahn als
Steuerbeamtin selbst Absolven-
tin der Bundesfinanzakademie
gewesen ist.

Als Nachfolger von Dr. Roland
wurde Karl-Wilhelm Christ-
mann, bisher Ministerialdiri-
gent im Bundesfinanzministe-
rium eingeführt. Dr. Nawrath
zeigte dabei den Werdegang
von Karl-Wilhelm Christmann
auf, der während seiner bisheri-
gen Laufbahn vielseitig einge-
setzt war und alle vier Un -
terabteilungen der Steuerabtei-
lung des BMF geleitet hat. Die
breite Palette des Steuerwis-
sens prädestiniere ihn für die
Position des Präsidenten der
Bundesfinanzakademie. 

Der scheidende Präsident Dr.
Roland blickte in seiner Ab-
schiedsrede voll Dankbarkeit
und mit Genugtuung auf sei-
nen beruflichen Werdegang zu-
rück. Alle seine verschiedenen
Positionen hätten ihm Freude
und Erfüllung gebracht. Be-
sonders gerne erinnerte er sich

> Info

Die Bundesfinanzakademie

Die Bundesfinanzakademie ist ein Teil des Bundesministeriums
der Finanzen. Sie wurde am 15. Januar 1951 vom ersten Bundes-
minister der Finanzen, Fritz Schäffer, unter dem Namen "Akademi-
sche Bundesfinanzschule" im Nordflügel der Abtei Michaelsberg
in Siegburg eröffnet und ist die älteste der vom Bund getragenen
Fortbildungseinrichtungen. Am 20. Dezember 1993 wurde sie in
einen Neubau nach Brühl (bei Köln) verlegt. Die Tätigkeit der Aka-
demie hat seit 1961 ihre rechtliche Grundlage im Steuerbeamten-
Ausbildungsgesetz (§ 7). Dieses Bundesgesetz beruht verfassungs-
rechtlich auf Artikel 108 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Fortbildungsaufgaben

Die Bundesfinanzakademie dient der Fortbildung von Beamtinnen
und Beamten des höheren Dienstes der Steuerverwaltungen im
Bund und den Bundesländern. Die Nachwuchsführungskräfte, die
in aller Regel Volljuristen (mit erstem und zweitem juristischen
Staatsexamen) sind, erhalten in der Bundesfinanzakademie Gele-
genheit, ihre Kenntnisse im Steuerrecht und dessen Nachbarge-
bieten, zum Beispiel dem betrieblichen Rechnungswesen, zu ver-
vollständigen. Sie werden auch mit Personalführung, Organisati-
on und Informationstechnik vertraut gemacht.

Den bereits berufserfahrenen Beamtinnen und Beamten der Steu-
erverwaltungen bietet die Bundesfinanzakademie ein vielfältiges
Fortbildungsprogramm an. Es richtet sich laufbahnübergreifend
an alle Führungskräfte in besonderen Funktionen (z. B. Außenprü-
fung, Steuerfahndung) in den obersten Behörden (Ministerien, Se-
natsverwaltungen), den Oberfinanzdirektionen und den Finan-
zämtern.

Bundesfinanzakademie im Bundesministerium der Finanzen, 
Willy-Brandt-Straße 10, 50321 Brühl
Telefon: 01888 / 682 - 5199 (Zentrale), 
Telefax: 01888 / 682 – 5185
E-Mail: webmaster@bundesfinanzakademie.de,
www.bundesfinanzakademie.de

(Quelle: Bundesfinanzakademie, Brühl)
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des Bundes und der Länder. Die
jungen Nachwuchskräfte erhal-
ten in Brühl nach ihrem Juras-
tudium die Gelegenheit ihre
Kenntnisse im Steuerrecht und
den Nachbargebieten zu ver-
vollständigen und auszubauen.
Daneben werden sie in Perso-
nalführung, Organisation und
Informationstechnik geschult.
Den berufserfahrenen Beamtin-
nen und Beamten aus der Füh-
rungsebene der Steuerverwal-
tungen bietet die Bundesfi-
nanzakademie ein vielfältiges
Fortbildungsprogramm an. Da-
mit übernimmt die Bundesfi-
nanzakademie eine wichtige
Scharnierfunktion zwischen
dem Bund und den Ländern.
Nach Ansicht der DSTG kann
der Bund über diese Führungs-
schulung entscheidend auf das
Gleichmaß der Besteuerung in
Deutschland trotz des födera-
len Aufbaus der Steuerverwal-
tung Einfluss nehmen. 

Dieses Konzept wurde vom
 Gesetz geber bewusst so ange-
legt und soll das bundesweite
Gleichmaß der Besteuerung si-
chern und Kontinuität gewähr-
leisten. 

Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek nahm an der
Feierstunde teil. Er beglück-
wünschte den neuen Präsiden-
ten Karl-Wilhelm Christmann
und dankte dem scheidenden
Präsidenten Dr. Roland für die
stets gute Zusammenarbeit
mit der DSTG. Dr. Roland war
und ist langjähriges DSTG-Mit-
glied und gab in seiner Amts-
zeit den DSTG-Vorsitzenden je-
weils wertvolle Ratschläge und
Hilfestellungen. Auch dafür un-
seren herzlichen Dank und die
besten Wünsche für den Ru-
hestand! 

Auch der neue Präsident Karl-
Wilhelm Christmann ist seit
seinem Berufseintritt als Steu-
erbeamter treues DSTG-Mit-
glied, so dass sicher auch die
Kontinuität in der guten Zu-
sammenarbeit der DSTG mit
der Bundesfinanzakademie
 gewährleistet bleibt. �

Der DSTG-Bundesvorstand traf
am 17./18. April 2008 zu seiner
114. Sitzung in Berlin zusam-
men. Neben den Berichten aus
Kommissionen und Ausschüs-
sen sowie dem Lagebericht der
Bundesleitung standen die ak-
tuellen Entwicklungen im Be-
soldungs- und Tarifrecht sowie
die steuerrechtlichen Novellie-
rungen auf der Tagesordnung
der zweitägigen Arbeitssitzung.

Neues Beamtenrecht
unzureichend

Der Bundesvorstand verschaff-
te sich einen Überblick über die
aktuellen beamtenrechtlichen
Entwicklungen auf Bundes-
und Länderebene. Dabei bewer-
tete der Bundesvorstand den
Entwurf für das Beamtensta-
tusgesetz, das zurzeit das Ge-
setzgebungsverfahren durch-
läuft, als unzureichend. Die an-
gestrebte Vergleichbarkeit der
künftigen unterschiedlichen
Beamtenrechte in Bund und
Ländern sei nicht gesichert.
Nach Ansicht des Bun -
desvorstandes hat der Bund sei-
ne ihm nach der Föderalismus-
reform I noch zustehende ver-
fassungsmäßige Rege lungs -
befugnis unnötig eng interpre-
tiert. Zudem sei die Frage der
wechselseitigen Anerkennung
von Laufbahnabschlüssen un-
gelöst geblieben. Am Dienst-
rechtsneuordnungsgesetz, wel-
ches die Vorschriften für Status,
Besoldung und Versorgung der
Beamten, Richter und Soldaten
im Bereich des Bundes neu re-
geln soll, kritisierte der Bundes-
vorstand, dass auf jegliche Fort-
entwicklung von Leistungsin-
strumentarien verzichtet wor-
den ist. Die mit dem Reform-
konzept 21 auf den Weg ge-

>

DSTG-Chef 
Dieter Ondracek
und die stellver-
tretenden
Bundesvor -
sitzenden Anne
Schauer und
Thomas Eigen -
thaler.

Die stellvertre-
tenden Bundes-
vorsitzenden
Helmut Over-
beck und
 Manfred Leh-
mann.

Die Vor sitzen -
den der Landes-
und Bezirksver-
bände während
der Tagung.

DSTG-Bundesvorstand 
rügt negative Folgen der 
Föderalismusreform
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brachten konstruktiven Mo-
dernisierungsvorschläge des
dbb sind so gut wie überhaupt
nicht berücksichtigt worden.
Abzulehnen seien auch die

nisters, der schon jetzt ankün-
digt, im Falle einer Rückkehr
zur alten Regelung der Pend-
lerpauschale die Mehrausga-
ben für den Haushalt durch ei-
ne Kürzung des Arbeitnehmer-
pauschbetrags auszugleichen. 

Die DSTG-Bundesleitung wird
sich in dieser Angelegenheit

den öffentlichen Dienst von
Bund und Kommunen vom 31.
März 2008 in Potsdam. Die line-
aren Einkommenssteigerungen
von rund acht Prozent zusam-
men mit dem Sockelbetrag von
50 Euro seien ein ordentliches
Tarifergebnis und Ansporn zu-
gleich für künftige Tarifausein-
andersetzungen. 

Steuerverwaltung für
Einnahmesicherung
zuständig

Der Bundesvorstand debattier-
te über einen Vorschlag aus
dem politischen Raum, sämtli-
che Transferleistungen über die
Finanzämter abzuwickeln. 

Der Bundesvorstand stellte ein-
stimmig fest, dass primäre Auf-
gabe der Steuerverwaltung die
Einnahmensicherung des Staa-
tes ist. Die Administration und
Auszahlung von Transferleis-
tungen als so genannte negati-
ve Einkommensteuer gefährde
das Augenmerk auf die Siche-
rung der Staatsfinanzen, denn
damit verbunden seien tiefgrei-
fende personelle, organisatori-
sche und strukturelle Verände-
rungen der Steuerverwaltung. 

Neben der geplanten Erb-
schaftsteuerreform und dem
Bundesverfassungsgerichtsur-
teil zur steuerlichen Abzugsfä-
higkeit von Krankenversiche-
rungsbeiträgen befasste sich
der Bundesvorstand mit der ak-
tuellen politischen Diskussion
über die Pendlerpauschale. Ge-
rade im Hinblick auf die explo-

>

dierenden Benzinkosten und
die gestiegenen Anforderungen
an die Flexibilität von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mern sei es skandalös, wenn
sich Bundesfinanzminister
Steinbrück über die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs
zur Entfernungspauschale hin-
wegsetzt und in aller Ruhe die
Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts abwarten will.
Nicht hinzunehmen seien die
Aussagen des Bundesfinanzmi-

und in Sachen Anhebung der
steuerlichen Pauschale bei
Dienstreisen nochmals an die
politisch Verantwortlichen
wenden, um Verbesserungen
zu erreichen.

Eingerahmt wurde die Arbeits-
sitzung von der Verabschiedung
langjähriger Vorstandsmitglie-
der. Neben dem ehemaligen
Vorsitzenden des DSTG-Landes-
verbandes Sachsen-Anhalt,
Günter Martini, der den Staffel-
stab des Landesvorsitzes an
Kollegen Michael Sandau
weitergegeben hat, verabschie-
dete der Bundesvorstand den
Vorsitzenden des DSTG-Landes-
verbandes Sachsen, Kollegen
Günter Steinbrecht, der jüngst
mit herausragendem Ergebnis
zum Vorsitzenden des sächsi-
schen beamtenbundes (sbb)
gewählt worden ist. Die Geschi-
cke des Landesverbandes Sach-
sen führt kommissarisch Kolle-
ge Reinhold Mähne bis zum
Landesgewerkschaftstag im
November dieses Jahres. DSTG-
Bundesvorsitzender Dieter On-
dracek dankte den Kollegen
Martini und Steinbrecht für die
gute und kons truktive gewerk-
schaftliche Zusammenarbeit. �

> Günter Steinbrecht

> Die Kolleginnen und Kollegen
des Bundesvorstandes 
gratulierten  dem Kollegen Karl
Meyer zu seiner 25-jährigen
Tätigkeit als Rechnungsprüfer
auf Bundesebene.

> Günter Martini

starre Anhebung der Alters-
grenze für den Ruhestand auf
67 Jahre, unzureichende Rege-
lungen im Bezug auf die beson-
deren Altersgrenzen sowie der
Verzicht auf Instrumente zur
Mitnahme von Versorgungsan-
sprüchen bei endgültigem Aus-
scheiden aus dem Beamtenver-
hältnis. 

Mit Verweis auf die verschiede-
nen besoldungs- und beamten-
rechtlichen Initiativen der Län-
der stellte der Bundesvorstand
fest, dass in kürzester Zeit im
Beamtenrecht ein föderaler Fli-
ckenteppich mit negativen Fol-
gen und komplizierten Rege-
lungen entstanden ist.

Als großen gewerkschaftlichen
Erfolg wertete der Bundesvor-
stand den Tarifabschluss für

Vom 22. bis 23. April 2008 fand
in Neustadt an der Weinstraße
der 21. Steuer-Gewerkschafts-
tag des DSTG-Landesverbandes

Rheinland-Pfalz statt. Sitzun-
gen des Vorstandes sowie des
Hauptvorstandes bereiteten
den Gewerkschaftstag vor. 

Bei den Wahlen wurde der
Landesvorsitzende Stefan Bay-
er einstimmig wiedergewählt.
Aus der Landesleitung schied

das Urgestein Günter Reins-

bach aus. Für ihn zog Elke

Schwabl in die Landesleitung

ein. Reinsbach wurde zum

 Ehren mitglied ernannt. In die

Landesleitung wurden eben-

falls einstimmig Gerhard Biß-

bort, Achim Meltzer und Irena

Oska wiedergewählt.

Auf der öffentlichen Veran-

staltung begrüßte Stefan Bay-

21. Steuer-Gewerkschaftstag
in Rheinland-Pfalz
Beck hängt öffentlichen Dienst bei Bezahlung ab
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er zahlreiche Gäste: neben Fi-
nanzminister Prof. Dr. Deubel
waren Oberfinanzpräsident Cas-
pers, die Finanzpräsidenten
Brehm und Nägler sowie zahlrei-
che Gruppenleiter der Oberfi-
nanzdirektion Koblenz in den
Saalbau nach Neustadt gekom-
men. Aus dem Landtag
 erschienen die Abgeordneten
Wansch und Puchtler (SPD),
Bracht (CDU) und Mertin (FDP).
Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek durfte natürlich
ebenso nicht fehlen, wie auch
die dbb-Landesvorsitzende Bri-
gitte Stopp. Die stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden Tho-
mas Eigenthaler und Manfred
Lehmann erwiesen den Pfälzern
ebenfalls die Ehre. Bayer konnte
den Bundesehrenvorsitzenden
Hermann Fredersdorf und den
Landesehrenvorsitzenden Detlev
Stoltz begrüßen. 

Die Grußworte und Vorträge be-
handelten im Wesentlichen die
magere Besoldungserhöhung im
Land und die dürftige Personal-
ausstattung. 

sen. Dies insbesondere deshalb,
weil benachbarte Bundesländer
ihrer Beamtenschaft mit einer or-
dentlichen Besoldungserhöhung
für den Einsatz der vergangenen
Jahre dankten und die Kürzungen
abmilderten. Außerdem hatte
Ministerpräsident Beck öffentlich
propagiert, die Arbeitnehmer am
 gesamt wirtschaftlichen Auf-
schwung teilhaben zu lassen. Die
Beamtinnen und Beamten in
Rheinland-Pfalz seien demoti-
viert und enttäuscht von diesem
Verhalten. In Anbetracht der In-
flationsrate erweise sich die Be-
soldungsanpassung tatsächlich
als Minusrunde. Jedenfalls ver-
weigerte in der Vergangenheit
Rheinland-Pfalz eine leistungsge-
rechte Besoldung! 

Finanzminister Deubel stellte
Rechenkunststücke an und ver-
suchte damit zu belegen, dass
die Beamtenschaft in Rheinland-
Pfalz immer noch mit die best-
bezahlte im Bundesvergleich sei.
Bayer beantwortete die Berech-
nungen damit, dass er dem Mi-
nister, einem Freund der Zahlen,
einen gravierenden Zahlendre-
her unterstellte: Statt 0,5 % hät-
ten es wohl 5,0 % sein sollen!

DSTG-Chef Dieter Ondracek rüg-
te ebenfalls die Vorgehensweise
der rheinland-pfälzischen Regie-
rung und hielt Finanzminister
Deubel vor, dass er schlechte
Nachricht geschickt verpackt als
gute Ware verkaufen wolle. Trotz
dieser Schönfärberei bleiben
Rheinland-Pfalz mit einer solch’
mickrigen Besoldungsanpas-
sung Schlusslicht im Länder-
wettbewerb. Weiterhin rügte er
die zu knappe Personalausstat-
tung in allen Ländern. Angefan-
gen vom Innendienst bis zu den
Prüfungsdiensten herrsche Be-
darf – auch in Rheinland-Pfalz.  

In der anschließenden Arbeitsta-
gung verabschiedeten die Dele-
gierten über siebzig Anträge zu
allen Bereichen der aktuellen
Gewerkschaftspolitik, die die Ar-
beit der Landesleitung für die
nächsten fünf Jahre bestimmen
werden. �

> Glückwünsche zu seiner Wahl
als Ehrenmitglied des Landes-
verbandes Rheinland-Pfalz
empfängt Günter Reinsbach
(li.) von Landeschef  Stefan
Bayer und seiner Stellvertrete-
rin Irena Oska.

Bayer warf der Regierung von Mi-
nisterpräsident Kurt Beck vor,
dass die in der Regierungserklä-
rung verkündete magere Besol-
dungserhöhung von 0,5 % (einfa-
cher Dienst 1,7 %, mittlerer
Dienst 1,1 %) im Zuge der positi-
ven wirtschaftlichen Entwicklung
hätte aufgebessert werden müs-
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desvorsitzende Michael San-
dau nahmen am Festakt teil
und überreichten die guten
Wünsche der DSTG. 

Die Vorsitzende des Bezirk-
spersonalrats und Landesvor-
sitzende Uschi Ludwig über-
sandte in ihrer Rede Dank und
Glückwünsche der Personal-
vertretung. �

In einer Feierstunde wurde am
23. April 2008 in der Magdebur-
ger Johanniskirche der Präsident
der Oberfinanzdirektion Magde-
burg, Erhard Stollberg, in den
Ruhestand verabschiedet. 

Ministerpräsident Wolfgang
Böhmer und Finanzminister

Jens Bullerjahn würdigten das

Lebenswerk Stollbergs, der den

Aufbau zukunftsfähiger Fi-

nanzstrukturen in Sachsen-

 Anhalt wesentlich beeinflusst

hat. Stollberg war nach der

Wende für die Neuordnung der

Finanzstrukturen verantwort-

lich, wurde dann in den Land-
tag des Landes Sachsen-An-
halt gewählt, war haushalts-
politischer Sprecher der CDU-
Fraktion, wurde der erste ost-
deutsche Senator in einem
Landesrechnungshof und da-
nach der erste aus einem jun-
gen Bun desland stammende
Oberfinanzpräsident. Als sein
Nachfolger wurde Hermannus
Erdwiens durch Finanzminis-
ter Jens Bullerjahn in das Amt
eingeführt. Erdwiens beruf-
licher Weg führte von der
Oberfinanzdirektion Münster
in das Bundesfinanzministe-
rium, 1991 kam er nach Sach-
sen- Anhalt und wurde Vizeab-
teilungsleiter und leitet ab
2003 die Steuerabteilung im
Finanzministerium in Magde-
burg. 

Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek und der Lan-

Führungswechsel in der 
Oberfinanzdirektion Magdeburg

> DSTG-Chef Dieter Ondracek
wünscht Erhard Stollberg für
seinen  Ruhestand alles Gute.

> Ministerpräsident Wolfgang Böhmer mit dem neuen Oberfinanzpräsi-
denten Hermannus Erdwiens, Erhard Stollberg und Finanzminister Jens
Bullerjahn (v. l.).

Der 8. Mai 1949 zählt zu den
herausragenden Daten der
deutschen Geschichte: das Ple-
num des Parlamentarischen
Rates verabschiedete in Bonn
das Grundgesetz. In der Zeit
vom 16. bis 20. Mai 1949 stim-
men die Landtage der neu ge-
bildeten Bundesländer der in-
zwischen bewährten Grund-
ordnung zu – mit einer Aus-
nahme: Der bayerische Land-
tag verweigert seine Zustim-
mung, erkennt aber das
Grundgesetz als vorläufige
Verfassung der Bundesrepublik
Deutschland an. 

Der Parlamentarische Rat be-
stimmte Bonn zur provisori-
schen Bundeshauptstadt. Dem
„Provisorium Bonn“ war ein
langes Leben beschieden – bis
zum Juni 1991, als der Deut-
sche Bundestag Berlin zur
Hauptstadt des wiederverei -
nigten Deutschland erklärte. 

Vor der Verabschiedung des
Grundgesetzes hatten sich die
Außenminister der drei West-
mächte in Washington über
den Inhalt eines Besatzungs-
statuts geeinigt. Als höchste
Kontrollbehörde über die nun-
mehr teilsouveräne Bundesre-

publik wurde eine Alliierte
 Hohe Kommission gebildet mit
einem amerikanischen, briti-
schen und französischen Ho-
hen Kommissar. Die drei Alli-
ierten übten ihre Kontrollrech-
te allerdings nur in einem ge-
ringen Umfang aus. Sie respek-
tierten in der Regel die Ent-
scheidungen der neuen Verfas-
sungsorgane und agierten
mehr und mehr faktisch als bei
der Bundesregierung akkredi-
tierte Botschafter. 

Am 14. August 1949 fand die
erste Wahl zum Deutschen
Bundestag statt. Die CDU/CSU

errang 31 %, die SPD 29,2 %,
die FDP 11,9 % und die KPD
immerhin 5,7 % der abgegebe-
nen Stimmen. Da es damals
noch keine Fünfprozentklausel
gab, zogen auch die Bayern-
partei mit 4,2 %, die Deutsche
Partei mit 4,0 % und das katho-
lische Zentrum mit 3,1 % in
den ersten Deutschen Bundes-
tag ein. 

Die Politik der jungen deut-
schen Demokratie prägten ins-
besondere drei Persönlichkei-
ten, die zu den großen Gestal-
ten der deutschen Geschichte
zählen: der erste Bundespräsi-
dent Theodor Heuss, der von
der Bundesversammlung am
12. September 1949 in sein
Amt gewählt wurde, Konrad
Adenauer, den der Bundestag
am 15. September 1949 zum

Blick in die DSTG-Geschichte
Der Neubeginn in der Bundesrepublik von 1949 bis 1951
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ersten deutschen Bundeskanz-
ler wählte, und nicht zuletzt
Ludwig Erhard, den ersten
Bundeswirtschaftsminister,
der als Vater des „Wirtschafts-
wunders“ in die Nachkriegsge-
schichte einging. 

Erhard überließ die Wirt-
schaftsabläufe weitgehend
dem freien Spiel der Kräfte mit
einem Mindestmaß an staat-
licher Lenkung und setzte das
„Wirtschaftswunder“ in Gang.
Die Entbehrungen der Kriegs-
jahre schafften eine gewaltige
Binnennachfrage auf der
Grundlage einer stabilen Wäh-
rung, der Deutschen Mark, die
der Wirtschaft sichere Gewin-
ne verschaffte. Die nach den
Kriegsjahren gewachsene
weltweite Nachfrage bescher-
te der deutschen Industrie
glänzende Exportchancen. Am
„Wirtschaftswunder“ hatten
letztlich alle Bevölkerungsteile
Anteil, wenn auch die Eigentü-
mer von durch den Krieg un-
zerstörten Sachwerten, insbe-
sondere von Immobilien, stär-
ker begünstigt waren. 

Die Gewerkschaften
im sozialen Rechts-
staat

„Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist ein demokratischer
und sozialer Rechtsstaat“. So
bekennt sich unser Grundge-
setz zu einer demokratischen
und sozialen Demokratie (Arti-
kel 20 Abs. 1) und schafft
gleichzeitig einen weiten Ak-
tionsradius für die Gewerk-
schaften: in Artikel 9 Abs. 3
wird die Koalitionsfreiheit in
den Grundrechtekatalog auf-
genommen. Die Gewerkschaf-
ten können sich frei bilden. Ar-
beitnehmer und Beamte ha-
ben das Recht, einer Gewerk-
schaft beizutreten, aber auch
ihr fernzubleiben. Zur Durch-
setzung ihrer Forderungen
sind Arbeitnehmern – nicht
Beamten – Arbeitskämpfe er-
laubt. Sie sind integraler Be-
standteil unserer Arbeitsord-
nung, aber auch die Aussper-

>

rung, die den Arbeitgebern als
Kampfmittel zur Verfügung
steht, als Gegengewicht. 

Das Berufsbeamten-
tum im sozialen
Rechtsstaat

Die „Gewerkschaft Deutscher
Beamtenbund“ – an der Spit-
ze der Vorsteher des Finanz-
amtes Köln-Süd, Hans Schäfer,
und Werner Jüsgen – schlos-
sen ihre Aufgabe als „Lobby“
der Beamten beim Parlamen-
tarischen Rat mit Bravour ab:
das Berufsbeamtentum wird
als institutionelle Garantie in
das Grundgesetz aufgenom-
men und dem Gesetzgeber
gleichzeitig ein Handlungs-
rahmen vorgegeben: das
Recht des öffentlichen Dien-
stes ist unter Berücksichti-
gung der hergebrachten
Grundsätze des Berufsbeam-
tentums zu regeln (Artikel 33
Abs. 4 und 5). 

Bundeskanzler Konrad Ade-
nauer hatte bereits in seiner
ersten Regierungserklärung
am 20. September 1949 ein
Bekenntnis zum Berufsbeam-
tentum abgelegt und in der
September-Ausgabe 1950 der
Monatszeitschrift des Deut-
schen Beamtenbundes seine
Überzeugung bekräftigt: „Wie
so vieles im öffentlichen Le-
ben ist auch das Beamtentum
in den Jahren seit 1933 in sei-
nen Grundlagen zwar erschüt-
tert, aber nicht entwurzelt
worden. Durch eine nicht be-
rechtigte Verallgemeinerung
von Fällen, in denen eine An-
zahl von Beamten versagt ha-
ben, hat das Berufsbeamten-
tum in der öffentlichen Mei-
nung an Wert verloren. Es
wird guter Arbeit bedürfen,
um ihm die Stellung zurück-
zugeben, die es in Deutsch-
land und der Welt hatte und
die notwendig ist, im Interes-
se des Volkes“. 

Konrad Adenauer knüpft da-
mit an seine Amtszeit als
Oberbürgermeister der Stadt
Köln bis zum Jahre 1933 an, in

>

der er das Berufsbeamtentum
als bedeutsame Säule eines
großen kommunalen Perso-
nalkörpers begriffen und zur
Grundlage seiner Personalpo-
litik gemacht hat. 

Tarifautonomie und
Mitbestimmung

Zwei bedeutsame Gesetzes-
werke prägen den Beginn des
neuen „sozialen Rechtstaa-
tes“: das Tarifvertragsgesetz
und das Betriebsverfassungs-
gesetz. 

Am 9. April 1949 tritt das Ta-
rifvertragsgesetz in Kraft. In
nur wenigen Paragraphen
schafft der Gesetzgeber eine
verlässliche stabile Ordnung
für die kollektiven Tarifverträ-
ge und die Tarifautonomie. Ih-
re Regelungen haben Norm-
qualität für die Mitglieder der
Tarifpartner. Die Arbeitneh-
mer begünstigende Vereinba-
rungen sind uneingeschränkt
möglich (Günstigkeitsprinzip). 

Am 10. April 1951 verabschie-
det der Deutsche Bundestag
das „Gesetz über die Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer
in den Aufsichtsräten und Vor-
ständen der Unternehmen
des Bergbaus und der Eisen
und Stahl erzeugenden Indus-
trie“. In diesem für die Mitbe-
stimmung wegweisenden Ge-
setz werden Vorschriften ins-
besondere der britischen Be-
satzungsmacht abgelöst und
eine paritätische Besetzung
der Aufsichtsräte in den Kapi-
talgesellschaften der Montan-
industrie vorgegeben. Von elf
Aufsichtsratsmitgliedern sind
fünf Arbeitnehmervertreter,
fünf Vertreter der Arbeitgeber.
Ein Mitglied ist neutral. Von
den Gewerkschaften wird ein
Arbeitsdirektor in den Vor-
stand entsandt, der nicht ge-
gen den Willen der Arbeit-
nehmervertreter bestellt wer-
den darf. Das Gesetz ist der
Vorreiter für das spätere Be-
triebsverfassungsgesetz, aber
auch für die Beteiligungsrech-
te der Beschäftigten im öf-

>

fentlichen Dienst, die – auf die
Gruppen der Beamten, Ange-
stellten und Arbeiter zuge-
schnitten – später in den Per-
sonalvertretungsgesetzen des
Bundes und der Länder gere-
gelt werden. 

Die Suche nach dem
richtigen Weg

Dieser rechtliche Rahmen war
der Humusboden für die Ge-
werkschaftsarbeit unmittelbar
nach dem Kriege. Arbeitneh-
mern und Beamten war klar,
dass sie nicht als Einzelkämp-
fer ihre Interessen vertreten
können, sondern nur über
funktionstüchtige Gewerk-
schaften, wie sie – bis zu ihrer
Gleichschaltung durch die Na-
zis im Jahre 1933 – existiert
hatten. 

Damals hatten sich bereits in
den Besatzungszonen der drei
Westmächte und in Großberlin
Vereinigungen von Steuerbe-
amten gebildet. Die Finanzmi-
nisterien der damals schon
etablierten Länder waren für
die Steuerverwaltung auf allen
Ebenen zuständig und damit –
neben den Landtagen – der po-
litische Ansprechpartner für
diese Organisationen. 

Zur Erinnerung: Auf den Druck
der westlichen Alliierten konn-
te die Steuerverwaltung nicht
mehr an die Tradition der alten
Reichssteuerverwaltung an-
knüpfen, sondern wurde in elf
Landessteuerverwaltungen
aufgesplittet. Nur allzu ver-
ständlich ist es daher, dass vie-
le Steuerbeamte damals zu-
nächst nicht an eine Bundes-
gewerkschaft dachten, son-
dern von einer weiteren Ver-
festigung der sich auf Landes-
und Bezirksebene gebildeten
Vereinigungen ausgingen. 

Mehr Improvisation als profes-
sionelles politisches Handeln
bestimmte die Arbeit der klei-
nen Verbände. Ein Blick in die
Alltagsarbeit der Gewerkschaf-
ten im Jahre 1948 gewährt die
Chronik des DSTG-Bezirksver-

>
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bandes Köln. Der Chronist be-
schreibt sie plastisch: 

„Der Berichtsverfasser hatte
noch keinen Telefonanschluss.
Eine alte gebrauchsfähige
Schreibmaschine wurde für
billiges Geld erstanden. Die
Ehefrau musste die Schreiben
zuerst unentgeltlich fertigen,
sowie es auch keine Auf-
wandsentschädigungen für die
Vorstandsmitglieder gab. Das
gab der Monatsbeitrag von
einheitlich DM 2,50, und spä-
ter DM 3,00 nicht her. Die ein-
gehenden Gelder mussten für
Verbrauchsmaterial, wie Matri-
zen, Farbstoff, Schreibpapier,
Porto u. ä. verbraucht werden.
Die ersten Vervielfältigungen
erfolgten nach Gutenbergi-
scher Art: Eine feine Seidenga-
ze wurde auf einen Rahmen
gespannt, als Druckunterlage
diente eine Gummiplatte aus
einem alten Fußbodenbelag.
Diese Art der Fertigung hat ca.
1 bis 1,5 Jahre gedauert. Spä-
ter – Anfang der 50er-Jahre –
leisteten wir uns einen Verviel-
fältigungsapparat ,Roto‘, der
per Hand zu bedienen war.
Dies bedeutete eine erhebliche
Arbeitserleichterung. Der Ap-
parat stand in einer freige-
machten Ecke im Wohnzim-
mer des Berichtsverfassers.
Mussten Unterlagen für einen
Delegiertentag gefertigt wer-
den, so wurden diese pack-
weise auf einem Ausziehtisch
im Wohnzimmer ausgelegt,
Frau und Kinder umkreisten
den Tisch und legten Blatt für
Blatt als Gesamtunterlage für
jeden Delegierten zusammen.
Das dauerte bei Delegierten-
tagsunterlagen zuweilen bis
tief in die Nacht hinein. Als
Umblatt wurde aktendeckel-
starkes Papier mit dem Stem-
pel des Bezirksverbandes be-
druckt und die Nummer des
Delegierten lt. Delegiertenver-
zeichnis handschriftlich darauf
vermerkt. Beim Einzug in das
erste offizielle Büro in der
Riehler Straße 59 wurde ein
moderner Drucker beschafft.

Der alte Elektrodrucker musste
als Sondermüll verschrottet
werden“. 

Auf der anderen Seite gab es
Bestrebungen, eine starke Ein-
heitsgewerkschaft auf Bundes-
ebene zu etablieren und die or-
ganisatorischen und finanziel-
len Kräfte zu bündeln. Protago-
nist dieser Bewegung war der
damals 24-jährige Hermann
Fredersdorf, der spätere lang-
jährige DSTG-Bundesvorsitzen-
de und heutige Ehrenvorsit-
zende. 

Der „außerplanmäßige“ Steu-
erinspektor, Beisitzer in einem
„Vorbereitenden Arbeitsaus-
schuss des Finanzamtes Gel-
senkirchen-Nord“, argumen-
tierte in einem Schreiben vom
23. März 1948 an den „Vorbe-
reitenden Hauptausschuss für
Beamtenorganisationen beim
Oberfinanzpräsidenten West-
falen: 

„Nach der von Ihnen vorgeleg-
ten Satzung sieht es so aus, als
wenn die Verbände der einzel-
nen Verwaltungen nebenein-
ander bestehen und lediglich
lose in der Beamtengewerk-
schaft miteinander verbunden
sein sollen. Dem können wir
uns nicht anschließen. Wir for-
dern eine fest geschlossene
einheitliche Beamtengewerk-
schaft, die sich zur besseren
Arbeit in Fachgruppen der ein-
zelnen Verwaltungen gliedert.
Diese Beamtengewerkschaft
soll die Zusammenarbeit mit
anderen Gewerkschaften nicht
nur erstreben, sondern im ,All-
gemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbund‘ mit diesem zu-
sammenarbeiten. Nur bei die-
ser Organisationsform ist die
Gewähr dafür gegeben, dass
die Interessen der Beamten
tatsächlich ausschlaggebend
vertreten werden können. Die-
ses Ziel wird sich nicht durch
Verbände der einzelnen Ver-
waltungen erreichen lassen,
sondern lediglich durch eine
schlagkräftige Gesamtvertre-
tung aller Beamten (Beamten-
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gewerkschaft) innerhalb des
Deutschen Gewerkschaftsbun-
des“. 

Eine Beamtengewerkschaft
mit Fachgruppen, darunter
wohl auch die Fachgruppe
„Steuerverwaltung“, sollte ne-
ben den Industriegewerkschaf-
ten und einer Angestelltenge-
werkschaft im DGB ihre ge-
werkschaftspolitische Heimat
finden. 

Hermann Fredersdorf hatte ei-
nen Stein ins Wasser geworfen
und einen Denkanstoß gege-
ben, der eine ergiebige Diskus-
sion entfachte. Jedoch: in den
Köpfen vieler Kolleginnen und
Kollegen war die Erinnerung
an den Bund Deutscher Reich-
steuerbeamten (BDR) präsent,
das heißt, die Erinnerung an
 eine besonders effektive Ge-
werkschaft, die bis zur ihrer
Gleichschaltung durch die Na-
tionalsozialisten im Jahre 1933
eine erfolgreiche berufspoliti-
sche Arbeit betrieben hatte ge-
meinsam mit ihrer Dachorga-
nisation, dem Deutschen Be-
amtenbund, dessen Arbeit der
BDR maßgeblich beeinflusst
hatte. 

Die Gründung des
Bundes Deutscher
Steuerbeamten (BDSt)

So drängten die Steuerbeam-
tenvereinigungen in den Län-
dern und OFD-Bezirken darauf,
ihre berufspolitische Arbeit auf
Bundesebene zu bündeln und

>

die Tradition des BDR fortzu-
führen. Der Schwerpunkt der
berufspolitischen Arbeit sollte
aber auf der Landes- und Be-
zirksebene liegen. Dabei war
aber auch klar, dass die ge-
werkschaftliche Arbeit auf
Bundesebene koordiniert wer-
den musste. Nicht zuletzt: Die
Steuergesetzgebung war dem
Bundesgesetzgeber zugewie-
sen. So war auch deshalb eine
gewerkschaftliche Kraft auf
Bundesebene notwendig, um
auf die Steuerpolitik Einfluss
nehmen zu können. 

Begünstigt wurde die Grün-
dung von Gewerkschaften in
der britischen Besatzungszone.
In Großbritannien gab es eine
Labourregierung. Die Gewerk-
schaften waren dort fester Be-
standteil der politischen und
gesellschaftlichen Ordnung
mit einer langen Tradition. 

In der britischen Zone betrieb
insbesondere Kollege Robert
Born aus Hamburg, einer der
führenden Vertreter der über-
örtlichen Betriebsräte der
Steuerverwaltung, die Grün-
dung einer Steuerbeamtenge-
werkschaft auf Bundesebene. 

Dazu kam es am 2. Juni 1949
in Beverungen an der Weser.
Gegründet wurde der Bund
Deutscher Steuerbeamten
(BDSt). Gründer waren die Ver-
bände in der britischen Besat-
zungszone: die Landesverbän-
de Hamburg, Niedersachsen
und Schleswig-Holstein sowie

die Bezirksverbände Düssel-
dorf, Köln und Westfalen.

Theodor Fockele
 erster BDSt-Bundes-
vorsitzender

Die Gründungsversammlung
wählte als ersten Vorsitzenden
den damals schon 68 Jahre al-
ten Theodor Fockele. Fockele
war Aufstiegsbeamter des hö-
heren Dienstes. Im Jahre 1900
trat er in die Laufbahn des ge-
hobenen Dienstes in der Steu-
erverwaltung ein. 1907 be-
gann er seinen Dienst bei der
Provinzialsteuerverwaltung
Westfalen. Der weitere dienst-
liche Weg führte ihn über das
Reichsfinanzministerium zum
Landesfinanzamt in Münster
und zu den Finanzämtern
Hamburg-Altona, Gelsenkir-
chen-Süd und Lippstadt sowie
zum Finanzamt Brilon. Dort
war er zuletzt als Vorsteher
 tätig. 1947 wurde er in den
 Ruhestand versetzt. 

Neben seinen vielfältigen
dienstlichen Aufgaben war sei-
ne gewerkschaftliche Tätigkeit
mehr als ein Hobby. Von 1921
bis 1928 führte er den Bezirks-
verband Westfalen-Lippe im
BDR, dessen Gewerkschaftsar-
beit er maßgeblich mitgeprägt
hat. „Der Bund Deutscher
Steuerbeamten schätzt sich
glücklich, in ihm einen Vorsit-
zenden gefunden zu haben,
der trotz seines Alters neben
reichen Erfahrungen im Be-

>

rufs- und Organisationsleben
eine erstaunliche geistige und
körperliche Frische besitzt“,
würdigt Hermann Fredersdorf
in der Juli-Ausgabe 1951 der
„Steuer-Warte“ den ersten
BDSt-Vorsitzenden.

Die BDSt-Satzung

Am 11. Mai 1950 wurde in
Stuttgart eine Satzung be-
schlossen. Danach ist der BDSt
ein ins Vereinsregister einzu-
tragender, also rechtsfähiger
Verein. Seine Kernaufgabe: die
Arbeit der Mitgliedsverbände
in den Bundesländern zu koor-
dinieren. § 1 beschreibt die
Aufgaben im Einzelnen:  

1. Alle Mitgliedsverbände zu-
sammenzufassen und durch
ständigen Meinungs- und Er-
fahrungsaustausch ihre Arbeit
zu befruchten, einander zu
unterstützen und eine gleich-
laufende Fachvertretung bei
den Landesregierungen zu er-
möglichen,

2. gemeinsame Anliegen aller
Steuerbeamten bei der Bun -
desregierung und beim Bun -
destag zu vertreten, 

3. gemeinsame Fortbildungs-,
Wohlfahrts- und Selbsthilfe-
einrichtungen zu schaffen. 

Dr. Paul Courth, 
Bonn-Bad Godesberg

>

Selbst genutztes Wohneigen-
tum soll künftig in die Alters-
vorsorge einbezogen werden.
Nach zweijährigen Verhand-
lungen der Großen Koalition
beschloss Anfang April dieses

Jahres das Bundeskabinett ei-
nen Gesetzentwurf zur Eigen-
heimrente.

In dem Gesetz sollen die Vor-
aussetzungen geschaffen wer-
den, angesammeltes Geld aus

einem Riester-Vertrag kom-
plett entnehmen zu können,
um eine Wohnung oder ein
Haus für den Eigenbedarf zu
erwerben. Die Tilgung von Dar-
lehen soll ebenfalls direkt ge-

fördert werden. Selbst genutz-
tes Immobilienvermögen ge-
hörte bisher nicht zu den be-
günstigten Riester-Anlagefor-
men. Der Gesetzentwurf orien-
tiert sich an dem Ansatz, dass

DSTG begrüßt neue Wohnförderung 
Modell hat aber Schwächen im Vollzug

> Fortsetzung und 
Literaturhinweise in der 

nächsten Ausgabe.



Wolters Kluwer ist ein führender, weltweiter Anbieter von Fachinformationen, Software und Dienst leistungen 
für Recht, Steuern und Wirtschaft. Unter der Marke »Akademische Arbeitsgemeinschaft« entwickeln und 
vertreiben wir erstklassige Produkte und Informationen für den privaten Verbraucher. Zur Verstärkung unseres 
Teams suchen wir am Standort Mannheim zum nächstmöglichen Zeitpunkt einen

Diplom-Finanzwirt (m/w)
für die Entwicklung elektronischer Produkte
Ihre Aufgaben

 Sie arbeiten an der Weiterentwicklung und Verbesserung unserer Software »Steuer-Spar-Erklärung« und an-
derer elektronischer Produkte mit.  Sie integrieren aktuelle Rechtsänderungen in die Software und ent wickeln 
ständig neue Ideen, wie die Benutzerführung noch komfortabler gestaltet werden kann.  Durch direkten 
Kundenkontakt und die enge Zusammenarbeit mit unserem Support kennen Sie die Bedürfnisse unserer 
Kunden sehr genau.  Neben dem konzeptionellen Teil übernehmen Sie auch die Umsetzung in der Software. 

 Sie arbeiten in einem professionellen Team aus Steuerfachleuten und Programmieren.

Unsere Anforderungen
 Sie haben sich durch eine mindestens 3-jährige Berufserfahrung im Thema »Einkommensteuer« für die 

Materie sattelfest gemacht.  Darüber hinaus bringen Sie gute PC-Kenntnisse mit und haben eine Vorliebe 
für elektronische Medien.  Absolut unverzichtbar ist die Fähigkeit, sich in die Lebenssituation unserer Kunden 
hinein zu versetzen und die Bereitschaft, unsere hohen Qualitätsanforderungen zu realisieren.  Selbstständige 
Arbeitsweise, Einsatzbereitschaft und Flexibilität runden Ihr Bild ab.  Sie integrieren sich gut in ein Team und 
erledigen Ihre Aufgaben mit großer Eigeninitiative und Sorgfalt.  Englischkenntnisse sind wünschenswert.

Unser Angebot 
  Wir bieten eine interessante und herausfordernde Tätigkeit in einem motivierten Team. Wir sind ein erfolg-

reiches Unternehmen mit hochwertigen und anerkannten Produkten und einem gesundem Wachstumspo-
tenzial.   Es erwartet Sie ein modern ausgestatteter Arbeitsplatz in Mannheim in einem angenehmen Umfeld 
und eine leistungsgerechte Dotierung. 

Das Wolters Kluwer Recruiting-Team freut sich auf Ihre Online-Bewerbung unter www.wolterskluwer.de zur 
Jobnummer GER00024

Wolters Kluwer Deutschland GmbH
Luxemburger Str. 449, 50939 Köln
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mietfreies Wohnen im Alter ei-
ne der Geldrente vergleichbare
Art der individuellen Altersvor-
sorge darstellt. 

Die neue Wohnförderung be-
lastet die öffentlichen Haushal-
te jährlich mit rund einer Milli-
arde Euro.

Nach dem Gesetzentwurf kön-
nen bis zu 100 Prozent des an-
gesparten, steuerlich geförder-
ten Altersvorsorgevermögens
für eine im Inland selbst ge-
nutzte Wohnimmobilie genutzt
werden. Der Berechtigte muss
anders als bisher das Geld nicht
vor Rentenbeginn zurückzah-
len. Außerdem sollen die zur
Darlehenstilgung eingesetzten
Mittel als Altersvorsorgebeiträ-
ge steuerlich gefördert werden.
Die für Tilgungsbeiträge ge-
währten Zulagen sollen kom-
plett für die Abzahlung von
Darlehen verwendet werden
können.

Bei einer nachgelagerten Be-
steuerung ist die Bildung eines
so genannten Wohnförderkon-
tos geplant. Darauf werden die
in der Immobilie gebundenen
und geförderten Beträge er-
fasst. Besteuert wird das tat-
sächlich investierte Kapital. 

Für die Auszahlungsphase soll
ein einmaliges Wahlrecht ein-
geräumt werden, wonach der
Förderberechtigte zwischen der
jährlich nachgelagerten Besteu-
erung und einer Einmalbesteu-
erung wählen kann. Wenn der
geförderte Wohneigentümer
die Steuerlast auf einmal be-
gleicht, werden lediglich 70
Prozent besteuert. Im anderen
Fall muss der Betrag des Wohn-
förderkontos über 17 bis 25
Jahre mit dem individuellen
Steuersatz des Förderberechtig-
ten versteuert werden. 

Daneben soll die Wohnungsbau-
prämie neu geregelt werden. Bei
Neuverträgen soll sich die Prä-
mienbegünstigung künftig auf
die Bildung von Wohneigentum
konzentrieren. 

Mit dem Gesetzentwurf ist der
weitere Ausbau der Riester-

Rente geplant. Für Berufsein-
steiger soll ein Bonus einge-
führt werden, wonach von
2008 an für alle, die das 21. Le-
bensjahr noch nicht vollendet
haben, einmalig eine um 100
Euro erhöhte Grundzulage ge-
währt wird. Der Kreis der För-
derberechtigten wird auf Per-
sonen erweitert, die zwar
schon eine Erwerbsminde-
rungsrente erhalten, daneben
aber für das Alter ansparen
wollen. 

Die Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft begrüßt in einer Stel-
lungnahme zum Referenten-
entwurf die Einbeziehung
selbst genutzter Wohnimmo-
bilien bzw. Genossenschafts-
wohnungen in die sog. Riester-
Rente grundsätzlich. Die DSTG
kritisiert jedoch eine weitere
Verkomplizierung des Steuer-
rechts, die spürbare Mehrar-
beit für die Beschäftigten der
Steuerverwaltung mit sich
bringt. 

Die komplizierten Regelungen
führen zu Verständnisproble-
men beim Steuerbürger und er-
zeugen damit zusätzlichen Be-
ratungsbedarf für die Beschäf-
tigten der Finanzämter. Admi-
nistrations- und Beratungsbe-
darf entsteht beispielsweise
daraus, dass zukünftig ein fikti-
ves Wohnförderkonto geführt
werden soll, das die auflaufen-
den Leistungen erfasst und aus
dem sich später die nachgela-
gerte Besteuerung ergibt. �
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Der Vorstand der Deutschen Fi-
nanzsporthilfe (DFSH) traf sich
am 25. April 2008 in Würzburg
mit dem Organisationsteam
des Finanzsportvereins Würz-
burg e.V. unter Leitung des Kol-
legen Matthias Derleth, um das
33. Deutschlandturnier der Fi-
nanzämter vorzubereiten. Das
Turnier findet in der Zeit vom
18. bis 20. September 2008 in
Würzburg statt. Für die Wett-
kämpfe im Fußball, Tennis,
Tischtennis, Schach, Volleyball
und Kegeln stehen optimale
Wettkampfstätten bereit. Im
Rahmen des Deutschlandtur-
niers sorgen zwei Abendveran-
staltungen für den nötigen Aus-
gleich zur sportlichen Anspan-
nung. Sie finden in der Mensa
der Universität Würzburg statt.

Die Veranstalter rechnen mit ei-
ner Rekordbeteiligung von bis zu
1.800 Sportlerinnen, Sportlern
und Gästen. Die genaue Teil-
nehmerzahl konnte noch nicht
genannt werden, da noch einige

Spitzen-Sport in Würzburg

Startschuss für 
33. Deutschlandturnier der Finanzämter

> Der DFSH-Vorstand kam am 25. April 2008 in Würzburg mit dem Orga-
Team des Finanzsportvereins Würzburg zusammen, um das 33.
Deutschlandturnier der Finanzämter vorzubereiten. Links im Bild (sit-
zend) Orga-Chef Matthias Derleth, zweiter v. r. (sitzend) der Vorsteher
des Finanzamtes Würzburg, Lothar Schreck, der sich sehr sportinteres-
siert zeigte und an der gesamten Sitzung teilnahm.

endgültige Meldungen aus
den Mitgliedsverbänden aus-
stehen. Ausführliche Informa-
tionen zur Turnierorganisation
gibt es im Internet unter
www.deutschlandturnier2008.
finanzgewerkschaft.de.

Die Gruppenauslosung für 
das Fußballturnier brachte 
folgendes Ergebnis (da noch
einige endgültige Mann-
schaftsmeldungen aus den
Mitgliedsverbänden ausste-
hen bzw. noch Qualifikatio-
nen stattfinden, sind lediglich
die teilnehmenden Mitglieds-
verbände genannt und nicht
die Finanzämter bzw. Spielge-
meinschaften). �

In Bremen setzten sich in der
Wahl zu den örtlichen Personal-
räten weitgehend DSTG-Mit-
glieder durch. Von den insges-
amt 40 Personalratsmandaten
in den Finanzämtern werden ab
April 2008, dem Beginn der
neuen Amtsperiode, 27 Sitze
von DSTG-Mitgliedern einge-

nommen. Absolute Spitze ist
dabei der Personalrat des Fi-
nanzamts Bremen-Ost, in dem
nicht nur 100 Prozent der Man-
datsträger, sondern auch die
beiden ersten Nachrücker so-
wie die Frauenbeauftragte und
ihre Stellvertreterin DSTG-Mit-
glieder sind.

In Niedersachsen konnte die DSTG
ihre bisherige Mehrheit in den
Stufenvertretungen und beim
niedersächsischen Finanzministe-
rium sowie beim Bezirkspersonal-
rat um je einen Sitz ausbauen. Da-
mit wurde deutlich, dass die Ar-
beit der Vertreterinnen und Ver-
treter der DSTG in diesen Gremien
durchweg anerkannt wird. 

Bei den Personalratswahlen im
Bundeszentralamt für Steuern
gewann die DSTG zwei Sitze hin-

zu. Im Beamtenbereich stellt die
gemeinsame DSTG-/BDZ-Liste
sechs von zehn, im Tarifbereich
zwei von drei Sitzen. Auch bei den
Personalratswahlen im Bun -
desministerium der Finanzen
konnte die gemeinsame Liste ih-
ren Vorsprung ausbauen und
stellt nunmehr die größte Gruppe
und den Vorsitz des Personalrats.

Auch hier honorierten die Wäh-
lerinnen und Wähler die Arbeit
der DSTG. �

DSTG setzt sich bei Personalratswahlen
im Norden und auf Bundesebene durch
Die DSTG punktete bei den Personalratswahlen
in Bremen, Niedersachsen und dem Bund, die
Anfang 2008 stattfanden.

Gruppe A Gruppe B Gruppe C Gruppe D

LV Hessen LV Nordrhein-Westfalen LV Rheinland-Pfalz LV Schleswig-Holstein

LV Bayern (bfg) BV Württemberg BV Köln LV Thüringen

LV Sachsen LV Hamburg LV Niedersachsen BV Westfalen-Lippe

LV Brandenburg LV Bremen BV Baden LV Berlin

BV Düsseldorf LV Mecklenb.-Vorp. LV Saar LV Sachsen-Anhalt
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Aktuelles Steuerrecht für Praktiker:

Aktuelles Körperschaftsteuerrecht 31.5.2008

Aktuelles Ertragsteuerrecht 14.6.2008

Jetzt durchstarten – 
Steuer-Lehrgänge
in Düsseldorf

� Samstaglehrgang* seit 17.5.2008

� Dreimonatskurs* 2.6.–22.8.2008

� Klausuren-Crash-Kurs 25.8.–12.9.2008

� Fernlehrgang* ca. 1 Jahr

� Häuslicher Klausurenkurs bis 14.9.2008
*inklusive Loseblattausgabe, Klausurenkurs, 
Vorbereitung auf das mündl. Examen Wir sind 

für Sie da!

Tel.: 02 21/4 20 56 20 · Montag bis Freitag: 8.00–13.00 Uhr
E-Mail: info@stitz.de · Internet: www.stitz.de

> StAF (A 11) aus Baden-Württemberg sucht dringend aus familiären
Gründen einen Tauschpartner aus dem Bereich NRW (OFD Münster).
Ringtausch sicher auch möglich. Versetzungsantrag ist gestellt. Bitte
melden unter 01 71/7 05 36 34 oder mousespam@gmx.net

> Amtsrat (A 12) aus Hessen sucht aus familiären Gründen eine/n
Tauschpartner/in aus Nordrhein-Westfalen. Versetzungsantrag wur-
de bereits gestellt. Bitte meldet Euch unter 01 70/5 25 89 17 oder
versetzung_he_nrw@onlinehome.de

> Steuerobersekretär A7 aus Rheinland-Pfalz sucht Tauschpartner aus
den Bereichen Thüringen (Suhl, Eisenach), Hessen (Fulda, Lauterbach,
Alsfeld, Bad Hersfeld) oder Bayern (Bad Neustadt). Versetzungsanträge
sind gestellt. Bitte meldet Euch unter 01 74/97 0 07 51 oder 
0 63 31/71 13 01 22

> Steuersekretär (A 6) aus dem Saarland sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Rheinland-Pfalz, OFD Koblenz, FA Kaiserslautern. Verset-
zungsantrag ist bereits gestellt. Bitte meldet Euch unter 
01 79/6 62 60 82

> Steuersekretärin (A 6) aus dem Saarland sucht dringend Tausch-
partner/in aus Rheinland-Pfalz, OFD Koblenz, FA Kaiserslautern. Ver-
setzungsantrag ist bereits gestellt. Bitte meldet Euch unter 
01 76/65 91 15 53

> StI´in (A9) aus dem Bundesland Brandenburg sucht dringend eine/n
Tauschpartner/in aus Sachsen-Anhalt, ggf. auch im Wege des Ringtau-
sches. Versetzungsantrag wurde bereits gestell. Da eine Versetzung
nahe an Berlin (FA Potsdam) ggf. möglich wäre, wäre das vielleicht
auch eine Alternative für jemanden, der eigentlich nach Berlin möchte.
Interessenten bitte melden unter 01 77/7 67 43 19 oder
h_friedrich80@yahoo.de

> Steuersekretärin (A 6) aus Hessen sucht aus familiären Gründen ei-
ne/n Tauschpartner/in aus Schleswig-Holstein. Auch Ringtausch
möglich. Versetzungsantrag wurde gestellt. Bitte meldet euch unter
01 52/02 07 74 33

> Steuersekretärin (A6) aus dem Saarland sucht gleichwertige Tausch-
partner/in. Bevorzugt aus Baden-Württemberg (FÄ Pforzheim, Calw,
Karlsruhe, Böblingen, Stuttgart, Ludwigsburg) Versetzungsantrag wur-
de bereits gestellt. Ringtausch Raum Freiburg ist möglich. Bitte meldet
Euch unter 01 71/1 23 43 71 oder tauschgesuch@gmx.de

> Steuerinspektorin z. A. (A 9) aus NRW, OFD Münster, sucht aus fa-
miliären Gründen dringend eine/n Tauschpartner/in aus Schleswig-
Holstein. Versetzungsantrag ist bereits gestellt. Bitte meldet euch
unter 01 62/9 41 25 50.

> StHS´in (A 8) aus Schleswig-Holstein möchte in Baden-Württem-
berg z. B. FA Ulm arbeiten. Wer möchte auch den AP tauschen? Ver-
setzungsantrag ist gestellt. FN-Nr. 04 31/69 02 27 62, mobil 
0 15 1/12 74 36 97

> Steuerobersekretärin (A 7) aus Hamburg sucht aus familiären
Gründen dringend einen Tauschpartner/in aus Schleswig-Holstein
(A 6/A 7). Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Ringtausch wäre
ebenfalls möglich. Bitte meldet Euch beim DSTG-Magazin, bei mit 
01 62/9 41 05 35 oder dienstl. 0 40/4 28 11 50 60.

> Steuerobersekretärin (A 7) aus Thüringen (FM Erfurt, FA Ilmenau)
sucht aus familiären Gründen Tauschpartner/in aus Berlin oder Bran-
denburg. Auch Ringtausch. Versetzungsanträge sind gestellt. 
Tel.: 01 77/4 54 77 24 oder sipbaht@freenet.de

> St’in z. A. (A 9) aus Niedersachsen (OFD Hannover, FA Peine) sucht
aus familiären Gründen dringend eine/n Tauschpartner/in aus Bran-
denburg. Versetzungsantrag ist bereits gestellt. Bitte meldet Euch
bei mir unter 01 76/21 17 86 18 oder am Wochenende unter 
03 56 03/75 97 93. 

> StHS`in (A 8) sucht aus familiären Gründen dringend eine/n
Tauschpartner aus Berlin bzw. Brandenburg nach Baden-Württem-
berg oder optional nach Hessen (Ringtausch). Versetzungsanträge
wurden bereits gestellt. Bitte melden unter privat 0 61 75/79 71 29
oder 01 70/1 98 74 57

> Steuerobersekretärin (A 7) aus Schleswig-Holstein sucht aus famili-
ären Gründen dringend einen Tauschpartner/in aus NRW (OFD Mün-
ster). Ringtausch wäre möglich. Der Versetzungsantrag wurde bereits
gestellt. Bitte meldet euch bei mir unter 01 63/15 33 69 0 oder per 
E-Mail an fxstratmann@aol.com

> Steuerinspektorin (A 9) aus Schleswig-Holstein sucht dringend aus
familiären Gründen eine/n Tauschpartner/in aus Brandenburg oder
Berlin. Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Event. auch Ring-
tausch über ein anderes Bundesland möglich. Bei Interesse bitte ich
um Rückmeldung unter 01 73/2 36 33 36.

> Bei einem Besuch in der DSTG-Bundesgeschäftsstelle wurden die Orts-
verbände Rostock, Güstrow und Ribnitz-Damgarten von DSTG-Bundes-
geschäftsführer Rafael Zender über die Arbeit der DSTG-Bundesge-
schäftsstelle sowie aktuelle steuer- und dienstrechtliche Entwicklun-
gen unterrichtet.  Die Anwesenheit des DSTG-Landesvorsitzenden
Frank Höhne sowie des stellv. DSTG-Bundesvorsitzenden Helmut Over-
beck erlaubten auch eine eingehende Diskussion über landesspezifi-
sche Probleme und aktuelle tarifpolitische Fragen.
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In der Zeit vom 8. bis 13. Juni
2008 findet an der Hermann
Neuberger Sportschule in Saar-
brücken das 53. Internationale
Finanzsportturnier, kurz Euro-
paturnier, statt. Zugleich been-
det dieses Turnier den sieben-
jährigen Zyklus, am Ende des-
sen der Gesamtsieger feststeht.

Dem Organisationsteam um Or-
ga-Chef Hermann Leinenbach
ist es gelungen, dass dieses tra-
ditionelle Turnier der Finanzbe-
schäftigten in der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken über die Büh-
ne gehen kann. Finanzsportler
aus Belgien, Frankreich, Grie-
chenland, Lux emburg, Öster-
reich, Ungarn und Deutschland
werden sich in den Disziplinen
Fußball, Tennis, Tischtennis und
Schach messen und – wie im-
mer – Sportleistungen auf höch-
stem Niveau bieten. 

Als Austragungsort konnte in
Saarbrücken die Hermann
Neuberger Sportschule gewon-
nen werden. Hinter dem sim-
plen Begriff Sportschule ver-
birgt sich eines der modern-
sten Leistungssportzentren
Deutschlands, das sich als

Olympiastützpunkt einen Na-
men geschaffen hat. Dadurch
ist sichergestellt, dass die Teil-
nehmer keine beschwerlichen
Transportwege auf sich neh-
men müssen, weil sich alle
Sportstätten mehr oder min-
der an einem Ort befinden.
Die Sportler können sich so-
mit voll auf den Sport konzen-
trieren. 

Die Schirmherrschaft hat der
Ministerpräsident des Saar-
landes, Peter Müller, über-
nommen, der auch bei der Er-
öffnungsfeier am 9. Juni 2009
um 9.00 Uhr in der Leichtath-
letikhalle der Sportschule ein
Grußwort sprechen wird. 

Da zeitgleich mit dem Europa-
turnier die Fußball-Europa-
meisterschaft stattfindet, hat
der Organisator sichergestellt,

dass sich die Sportler und
Gäste auf einer Großbildlein-
wand die Spiele verfolgen
können. Das Orga-Team hat
das 53. Internationale Finanz-
sportturnier unter das Motto
„Zu Gast bei Freunden, will-
kommen im Saarland“ ge-
stellt. Damit wird hervorge-
hoben, dass das Europatur-
nier ein Ort der Begegnung,
der Gastfreundschaft, der
Fairness und vor allem des
grenzüberschreitenden Zu-
sammenwirkens in einem zu-
sammenwachsenden Europa
sein soll. �

Internationales Finanz -
sportturnier in Saarbrücken

Zu ihrer 76. Sitzung traf sich am
14. und 15. März 2008 die
DSTG-Tarifkommission unter
Leitung der Kollegen Helmut
Overbeck und Karl-Heinz Lever-
kus in Berlin. Im Mittelpunkt
der Beratungen stand die Tarif-
runde 2008 und die bis zu die-
sem Zeitpunkt noch ergebnis-
los verlaufenen fünf Verhand-
lungsrunden, über die Over-
beck, der an den Verhandlun-
gen und der Schlichtung betei-
ligt war, ausführlich berichtete. 

Weitere Schwerpunkte der um-
fangreichen Tagesordnung wa-

ren der Tarifvertrag für die Be-
schäftigten des öffentlichen
Dienstes der Länder (TV-L) so-
wie der Tarifvertrag zur Überlei-
tung der Beschäftigten der Län-
der in den TV-L und zur Rege-
lung des Übergangsrechts (TVÜ-
L), die Tarifverhandlungen „Leis-
tungsbezogene Bezahlungsele-
mente“, die noch zu verhan-
delnde Entgeltordnung, neuere
Entwicklungen in der Zusatzver-
sorgung des öffentlichen Dien-
stes im Bereich der VBL, Auswir-
kungen auf die Eingruppierung
bei Einführung neuer Organisa-

tionsformen sowie Organisa-
tionsangelegenheiten.

Begrüßen konnte Helmut Over-
beck zur Sitzung der Tarifkom-
mission den stellvertretenden
Bundesvorsitzenden, Thomas
Eigenthaler, der sich engagiert
an den Diskussionen – insbeson-
dere zur Einführung neuer Orga-
nisationsverfahren in der Steuer-
verwaltung – beteiligte. Auf
Wunsch der Tarifkommission
wird Thomas Eigenthaler in der
Herbstsitzung der Tarifkommis-
sion über ‚KONSENS‘, die KOordi-
nierte Neue Software-ENtwick-

lung der Steuerverwaltung und
insbesondere das SESAM-Verfah-
ren (Steuer-Erklärungen Scan-
nen, Archivieren und Maschinell
bearbeiten) informieren und
mögliche Auswirkungen auf den
Tarifbereich mit den Kolleginnen
und Kollegen diskutieren.

Für die nach der neuen Ge-
schäftsordnung der dbb tarifu-
nion ermöglichte Vertretung in
der Bundestarifkommission der
dbb tarifunion wählte die Tarif-
kommission einstimmig Kolle-
gin Hiltrud Bethscheider vom
Landesverband Saar. �

Tarifkommission tagte in Berlin

Software „SESAM“ hat Auswirkungen
auf den Tarifbereich




